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Es hat im deutschen Politik-
betrieb lange keine Persön-
lichkeit mehr gegeben, von

der man uneingeschränkt sagen
würde, sie habe einen Wahlsieg
wirklich verdient. Winfried
Kretschmann ist so eine Persön-
lichkeit. Der 67-Jährige hat das
Land nicht nur fünf Jahre lang auf
eine für die Mehrheit der Baden-
Württemberger offenbar überzeu-
gende Art und Weise regiert. Dem
spröden Lehrer ist dabei so viel
Charisma zugewachsen, dass an-
dere beginnen, sich an seinem Stil
zu orientieren. Das Wort, das bei
den Grünen gerade Hochkonjunk-
tur hat, lautet denn auch: Haltung.

Nun heißt es, man müsse den
Ministerpräsidenten „kapieren,
aber nicht kopieren“. Was das kon-

VON MARKUS DECKER
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kret bedeutet, ist freilich ungewiss.
Zumal Kretschmanns Nimbus ja
eben daher rührt, dass man ihn gar
nicht als Grünen betrachtet.

Ziemlich klar ist gleichwohl
eins: Die allemal regierungswilli-
gen Grünen werden eher in die
Mitte drängen und dabei im Bund
ein schwarz-grünes Bündnis an-
peilen. Das hat mit echter Liebe zu
Angela Merkel zu tun. Es hat aber
auch damit zu tun, dass eine rot-
rot-grüne Koalition politisch aus-
sichtslos ist. Denn die Linke ist
keine Protestpartei mehr. Sie ist
aber zumindest im Bund immer
noch viel zu sehr Protestpartei, um
regierungsfähig zu sein. Wenn die
AfD weiter erstarkt, könnte mittel-
fristig sogar wieder die Existenz
der Linken auf dem Spiel stehen.

Wahlsieger in Stuttgart verhandeln mit der CDU

Grüne auf dem Weg zur Mitte
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Abschied
von Assad

Wladimir Putins
Paukenschlag
verwirrt

Freund und Feind. Nicht
nur bei den Delegationen
in Genf, auch beim UN-
Sicherheitsrat in New
York sowie in Washing-
ton und den europäischen
Hauptstädten reibt man sich ver-
wundert die Augen. Die syrische
Opposition weiß nicht, ob sie die
Abzugspläne verhöhnen oder be-
jubeln soll. Das überraschte Re-
gime in Damaskus beschwört de-
monstrativ das Waffenbündnis mit
Moskau, während seine Zweifel
an dessen Loyalität wachsen. Ein-
zig die radikalen Gotteskrieger in
Syrien triumphieren und kündigen
eine Großoffensive an.

Alle frisch aufgewärmte Har-
monie-Rhetorik in Damaskus und
Moskau kann nicht verdecken,
dass es seit längerem zwischen den
ungleichen Verbündeten knirscht.
Verwundert registrierte der Kreml

die letzten Interviews von Baschar
al-Assad im Februar, in denen er
vollmundig ankündigte, seine Ar-
mee werde nun das ganze Land zu-
rückerobern. Den Ausschlag für
Putins Abkehr gab dann offenbar
der provokante Auftritt von Syri-
ens Außenminister Walid al-Moal-
lem in Genf, der die Zukunft von
Staatschef Assad zur roten Linie
erklärte und jegliche Vereinbarun-
gen über eine künftige Präsiden-
tenwahl kategorisch ablehnte.

Trotzdem könnten Putins bra-
chialer Militäreinsatz und der bra-
chiale Rückzug das ruinierte Syri-
en erstmals einem tatsächlichen
Ende des Blutvergießens näher-
bringen. Denn Moskau hat längst
begriffen, dass dieTage desAssad-
Regimes gezählt sind und der Dik-
tator irgendwann in den kommen-
den 18 Übergangsmonaten das
Feld räumen muss. Ähnlich ange-
nähert haben sich auch die Stand-
punkte von Russland, den Verei-
nigten Staaten und Europa bei der
Stabilisierung von Rest-Syrien.

KSTA-POLITIK@DUMONT.DE
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Russland distanziert sich vom Diktator –
Der Luftkrieg hat sich für Moskau gelohnt
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Niemand möchte den to-
talen Kollaps des einsti-
gen Assad-Reiches, nie-
mand einen Durch-
marsch von Al-Kaida
und „Islamischem Staat“
nach Damaskus.

Wie der frühere UN-
Syrien-Vermittler Lakh-

dar Brahimi kürzlich offenbarte,
war Putin bereits 2012 zum ersten
Mal bereit,Assad zum Rücktritt zu
drängen. Damals winkten die UN-
Vetomächte USA, Frankreich und
Großbritannien ab, weil sie glaub-
ten, der Sturz des Potentaten durch
sein Volk stünde sowieso unmittel-
bar bevor. Drei Jahre später ver-
suchte es der Kremlchef erneut
und schickte einen hochrangigen
General nach Damaskus. Dieser
sollte den Diktator zum Aufgeben
bewegen, den Alawiten das Über-
leben ihres Regimes garantieren
und von den syrischen Machtha-
bern fordern, mit der moderaten
Opposition realistisch zu verhan-
deln – ein Ansinnen, das die As-
sad-Clique rundheraus ablehnte.

Am fünften Jahrestag des Bür-
gerkriegs sah Putin nun den Zeit-
punkt gekommen, das Assad-Re-
gime härter an die Kandare zu neh-
men, weil sich der mörderische
Bürgerkrieg anders nicht politisch
beenden lässt. Damit manövrierte
sich der Kremlchef im Nahen Os-
ten in eine Schlüsselrolle hinein.
Europa braucht Moskau, um die
Völkerwanderung der syrischen
Kriegsflüchtlinge gen Norden zu
stoppen. Umgekehrt akzeptieren
alle die russische Militärpräsenz in
einem Post-Assad-Syrien, weil der
Westen Putin im weiteren Kampf
gegen den „Islamischen Staat“ als
Verbündeten an seiner Seite
wünscht. Seit sowjetischen Zeiten
unterhält die russische Marine in
Tartus einen Stützpunkt, den einzi-
gen im gesamten Mittelmeer, an
dem sich seine Kriegsschiffe be-
tanken lassen. Mit der jüngsten
Militäroffensive kam jetzt auch ei-
ne Luftwaffenbasis nahe Latakia
hinzu, die in reduzierter Form be-
stehen bleiben soll.

Und so hat sich der fünfmonati-
ge Luftkrieg über Syrien jedenfalls
für den Kremlchef ausgezahlt. Sei-
ne Isolation durch den Ukraine-
Konflikt zeigt deutliche Risse.
Und sein Russland ist wieder ge-
fragt auf der internationalen Büh-
ne.

Der Kremlchef hat
sich im Nahen Osten in
eine Schlüsselrolle
hineinmanövriert. Europa
braucht Moskau, um den
Zug der Kriegsflüchtlinge
zu stoppen
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ANALYSE Beim Bundesnachrichtendienst herrscht schlechte Stimmung

Bedingt spähbereit
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Eine tiefe Motivationskrise,
ein hoher Krankenstand –
das ist zurzeit die Lage im

heftig umstrittenen Bereich der
elektronischen Aufklärung im
Bundesnachrichtendienst (BND).
Dessen Leistungsfähigkeit soll er-
heblich beeinträchtigt sein. Hinter-
grund ist nach Informationen aus
den für die Geheimdienste zustän-
digen Aufsichtsgremien des Parla-
ments und dem Regierungslager
der Druck auf die Mitarbeiter, de-
nen im NSA-Untersuchungsaus-
schuss Fehlverhalten bei der Über-
wachung von Internet- und Fern-

meldeverkehr vorgeworfen wurde.
Dies führt jetzt zu einer scharfen
Kontroverse.

Nach drei Untersuchungsaus-
schüssen in den vergangenen Jah-
ren seien viele Geheimdienstmit-
arbeiter „demotiviert“. Sie fragten
sich angesichts der Herausforde-
rungen in einer unruhigen Welt, ob
„sie jetzt die Terroristen“ seien,
heißt es dazu im Regierungslager.
„Die Stimmung ist nicht gut“, be-
stätigt auch Clemens Binninger
(CDU), der stellvertretendeVorsit-
zende des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums (PKGR) für die Ge-
heimdienste. Beklagt werde vor al-
lem: „Niemand stellt sich vor uns.“
Am Donnerstag steht das Thema
wieder auf der Tagesordnung,
wenn der damalige Kanzleramts-
minister und heutige Außenminis-
ter Frank-Walter Steinmeier vor
den NSA-Ausschuss treten wird.

Der PKGR-Vorsitzende André
Hahn (Die Linke) weist dagegen
nachdrücklich den Vorwurf zu-
rück, die Krise im BND sei auf die
NSA-Untersuchungen des Parla-
ments zurückzuführen. „Ich halte
es für völlig absurd, den NSA-Un-
tersuchungsausschuss für eine ver-
meintliche oder tatsächliche Moti-
vationskrise, zurückgehende Leis-
tungsfähigkeit oder gar den Kran-
kenstand im BND verantwortlich
zu machen“, sagt er dem „Kölner
Stadt-Anzeiger“.

Er geht scharf mit den BND-
Praktiken ins Gericht. „Teile des
BND, insbesondere die Abteilung
Technische Aufklärung, haben
über Jahre hinweg ein höchst ge-
fährliches Eigenleben entwickelt,
Gesetze nicht nur bis zum Äußers-
ten ausgereizt, sondern vielfach
auch übertreten.“ Um dies zu „ka-
schieren“ seien zum Teil „abenteu-

VON WERNER SONNE
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erliche Konstrukte erfunden“ wor-
den, auf deren Basis deutschen
Staatsbürgern Grundrechte de fac-
to entzogen worden. Selbst die
G-10-Kommission des Bundesta-
ges, die über die Zulässigkeit der
Eingriffe in das Brief-, Post- und
Fernmeldegeheimnis entscheidet,
sei bewusst getäuscht worden, um
an Daten in Deutschland zu gelan-
gen. Diese seien dann auch noch
mit US-Geheimdiensten geteilt
worden. Es sei selbstverständlich,
dass das Parlament solche Vorgän-
ge aufklären müsse.

Auch der Gesprächskreis Nach-
richtendienste in Deutschland
(GKND), der sich Aufklärung
über die Geheimdienste zum Ziel
gesetzt hat, sieht eine Motivations-
krise. „Die haben alle ihren Beam-
teneid geschworen“, sagte Hans-
Dieter Herrmann, GKND-Vorsit-
zender und früher leitender BND-
Mann. Nach ihrem Selbstver-
ständnis seien die BND-Mitarbei-
ter zum Schutz der Bevölkerung
da und verstünden nun nicht, „dass
das alles nicht mehr gelten soll“.
Die Aufträge kämen schließlich
von der Bundesregierung. Herr-
mann räumt allerdings Fehler bei
der elektronischenAufklärung ein,
etwa die Überwachung eines deut-
schen Diplomaten im Ausland, der
für die EU arbeitet. „Das ist natür-

lich Unsinn“, sagt Herrmann. „Da
ist viel falsch gemacht worden.“
Schuld daran sei aber vor allem der
Abbau von Personal, was sich auf
die Aufsicht innerhalb des BND
auswirke. „Vorgesetzte sind über-
fordert.“

Für eine bessere Kontrolle des
BND soll ein neues Gesetz sorgen,
das gegenwärtig im Parlament be-
raten wird. Es soll die bisher nur
ganz allgemein formulierten Auf-
gaben des Nachrichtendienstes
präziser definieren und damit auch
mehr Sicherheit für die Arbeit der
Mitarbeiter schaffen. Es soll mög-
lichst noch bis zur Sommerpause
fertiggestellt werden. Auch dem
Parlamentarischen Kontrollgremi-
um sollen mehr Rechte für die
Überwachung eingeräumt und die
Zahl der Zuarbeiter im Bundestag
erhöht werden. Dieses Gesetz,
räumt auch der BND-Kritiker
Hahn ein, könne „durchaus hilf-
reich sein“. Es stärke die parla-
mentarische Kontrolle deutlich
und setze dem BND Grenzen.

Ob diese Ausweitung der parla-
mentarischen Kontrolle in den Ge-
heimdiensten zu einer Beruhigung
oder einer Verschärfung der Moti-
vationskrise beiträgt, ist offen. Die
sei auch, so ein Insider, im Bundes-
amt für Verfassungsschutz (BfV)
zu spüren. Die durch NSA-Enthül-
lungen entstandene Atmosphäre
des Misstrauens in der internatio-
nalen Zusammenarbeit der Ge-
heimdienste wirke dort nach.

Dennoch, so wird im Regie-
rungslager betont, sei man not-
wendigerweise inzwischen wieder

zu einer intensiven Zusammenar-
beit der Nachrichtendienste zu-
rückgekehrt, die angesichts immer
neuer Terrordrohungen „mehr als
in der Vergangenheit“ gefordert
sei. Dabei ist der Erfolg nicht im-
mer offensichtlich. Bis heute
bleibt unklar, ob die Warnungen
ausländischer Nachrichtendienste,
die zur spektakulären Absage ei-
nes Fußballspiels in Hannover und
der Schließung des Münchner
Hauptbahnhofs an Silvester ge-
führt hatten, substanziell waren.

Klar sei dies dagegen bei der
Verhaftung eines algerischen Ehe-
paares in einer Flüchtlingsunter-
kunft in Attendorn (NRW) gewe-
sen. Sie sollen im Auftrag des „Is-
lamischen Staates“ Anschläge in
Berlin geplant haben.

BND-Chef Schindler 2015 vor
dem NSA-Ausschuss Foto: dpa

Die Geheimdienstler
fragen sich angesichts des
Misstrauens und der
Vorwürfe, ob »sie jetzt
die Terroristen« seien

Trotz der Vorfälle gebe
es notwendigerweise
wieder eine intensive
Zusammenarbeit der
Nachrichtendienste

Der „Abitur-Krieg“ in
Köln eskaliert erneut

Ausbund an
Absurdität

•• ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••

Eisern!“, rufen sie und zie-
hen in die Schlacht. Schon
die Gymnasiasten in Erich

Kästners „Fliegendem Klassen-
zimmer“ langen ordentlich hin,
wenn es gegen die Jungs von der
verfeindeten Realschule geht. Zer-
rissene Klamotten, blutige Lippen,
Geiselnahme, Ohrfeigen-Folter
und Klausurenverbrennung –
Kästners Schulkrieger lassen
kaum etwas aus. Daran kann man
erinnern, wenn 2016 die Abituri-
enten aufeinander losgehen. Es hat
etwas Gemeinschaftsstiftendes,
sich in der Gruppe gegen andere zu
behaupten. Vermutlich gehört es
für Halbstarke (wie Kästner diese
Postpubertierenden genannt hätte)
dazu, bei solchem Kräftemessen
auch mal handgreiflich zu werden.

Aber anders als in der Pennäler-
Idylle von einst haben die Akteure
heute jedes Maß verloren. Was
sich in Köln abgespielt hat, ist aso-
zial. Der rabiate Egotrip Einzelner
bringt eine Generation in Misskre-
dit, die bald zur Elite zählen will.
Diese –Verzeihung! – Jungdeppen
kommen nicht selten aus privile-
gierten Verhältnissen, genießen ei-
ne Fülle von Annehmlichkeiten.
Nach ihrer Schullaufbahn, an de-
ren Ende ausgerechnet ein Zertifi-
kat der (Hochschul-)Reife steht,
haben sie beim Start ins Leben un-
bestreitbar Vorteile gegenüber an-
deren Gleichaltrigen. Wenn sie das
so gering schätzen und sich so
eklatant danebenbenehmen, haben
sie das Abitur nicht verdient. For-
mal wird man es ihnen nicht ver-
weigern können. Aber die Absage
offizieller Feiern, die mancher
Abiturient ähnlich intensiv vorbe-
reitet wie seine Leistungskurs-
Klausuren, wäre eine so symboli-
sche wie schmerzliche Sanktion.

Dass die Polizei inzwischen
Sonderkommissionen einrichten
muss, um das außer Kontrolle ge-
ratene Treiben einzudämmen, ist
der Ausbund an Absurdität. Die
Beamten fehlen nämlich genau
dort, wo die Gewalt keine Insze-
nierung eines spaßigen Events ist.
Spätestens nach der Silvesternacht
sollte das in Köln jedem „Schul-
krieger“ dämmern, der nicht kom-
plett behämmert ist.

VON JOACHIM FRANK
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